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Gesetz 
vom 11. Dezember 2008 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 20b Abs. 2 

2) Vermögenswerte, die aus einer mit Strafe bedrohten Handlung 
stammen, sind für verfallen zu erklären, soweit 
1. sie Gegenstand einer Geldwäscherei sind, oder 
2. die Tat, aus der sie herrühren, 

a) auch durch die Gesetze des Tatorts mit Strafe bedroht ist, aber nach 
den §§ 62 bis 65 nicht den liechtensteinischen Strafgesetzen unter-
liegt, und 

b) kein Fiskaldelikt darstellt, es sei denn, es handle sich um ein Ver-
gehen im Sinne von Art. 76 des Mehrwertsteuergesetzes, das im 
Zusammenhang mit einer Schädigung des Haushalts der Europäi-
schen Gemeinschaften steht. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 124/2008 und 160/2008 
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§ 26 Abs. 1 

1) Gegenstände, die der Täter zur Begehung der mit Strafe bedrohten 
Handlung verwendet hat, die von ihm dazu bestimmt worden waren, bei 
Begehung dieser Handlung verwendet zu werden, oder die durch diese 
Handlung hervorgebracht worden sind, sind einzuziehen, wenn diese 
Gegenstände die Sicherheit von Menschen, die Sittlichkeit oder die öf-
fentliche Ordnung gefährden. 

§ 165 Abs. 2 und 5 

2) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem 
Vergehen nach den §§ 278, 278d oder 304 bis 308, einem Vergehen nach 
Art. 83 bis 85 des Ausländergesetzes oder einem Vergehen nach dem 
Betäubungsmittelgesetz herrühren, an sich bringt, in Verwahrung nimmt, 
sei es, um diese Bestandteile lediglich zu verwahren, diese anzulegen oder 
zu verwalten, solche Vermögensbestandteile umwandelt, verwertet oder 
einem Dritten überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

5) Aufgehoben 

§ 278d Abs. 1 

1) Wer Vermögenswerte mit dem Vorsatz bereitstellt oder sammelt, 
dass sie, wenn auch nur zum Teil, verwendet werden 
1. zur Ausführung 

a) einer Luftpiraterie (§ 185) oder einer vorsätzlichen Gefährdung 
der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186), 

b) einer erpresserischen Entführung (§ 102) oder einer Drohung damit, 
c) eines Angriffs auf Leib, Leben oder Freiheit einer völkerrechtlich 

geschützten Person oder eines gewaltsamen Angriffs auf eine 
Wohnung, einen Dienstraum oder ein Beförderungsmittel einer 
solchen Person, der geeignet ist, Leib, Leben oder Freiheit dieser 
Person zu gefährden, oder einer Drohung damit, 

d) einer vorsätzlichen Gefährdung durch Kernenergie oder ionisie-
rende Strahlen (§ 171), einer Drohung damit, einer strafbaren Hand-
lung zur Erlangung von Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen 
oder einer Drohung mit der Begehung eines Diebstahls oder Rau-
bes von Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen, um einen anderen 
zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen, 
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e) eines erheblichen Angriffs auf Leib oder Leben eines anderen auf 
einem Flughafen, der der internationalen Zivilluftfahrt dient, einer 
Zerstörung oder erheblichen Beschädigung eines solchen Flugha-
fens oder eines darauf befindlichen Luftfahrzeugs oder einer Un-
terbrechung der Dienste des Flughafens, sofern die Tat unter Ver-
wendung einer Waffe oder sonstigen Vorrichtung begangen wird 
und geeignet ist, die Sicherheit auf dem Flughafen zu gefährden, 

f) einer strafbaren Handlung, die auf eine in den §§ 185 oder 186 ge-
schilderte Weise gegen ein Schiff oder eine feste Plattform, gegen 
eine Person, die sich an Bord eines Schiffes oder auf einer festen 
Plattform befindet, gegen die Ladung eines Schiffes oder eine 
Schifffahrtseinrichtung begangen wird, 

g) der Beförderung eines Sprengsatzes oder einer anderen tödlichen 
Vorrichtung an einen öffentlichen Ort, zu einer staatlichen oder 
öffentlichen Einrichtung, einem öffentlichen Verkehrssystem oder 
einer Versorgungseinrichtung oder des Einsatzes solcher Mittel 
mit dem Ziel, den Tod oder eine schwere Körperverletzung eines 
anderen oder eine weitgehende Zerstörung des Ortes, der Einrich-
tung oder des Systems zu verursachen, sofern die Zerstörung ge-
eignet ist, einen besonders grossen wirtschaftlichen Schaden her-
beizuführen, 

h) einer Handlung, die den Tod oder eine schwere Körperverletzung 
einer Zivilperson oder einer anderen Person, die in einem bewaff-
neten Konflikt nicht aktiv an den Feindseligkeiten teilnimmt, her-
beiführen soll, wenn diese Handlung auf Grund ihres Wesens oder 
der Umstände darauf abzielt, eine Bevölkerungsgruppe einzu-
schüchtern oder eine Regierung oder eine internationale Organi-
sation zu einem Tun oder Unterlassen zu nötigen, oder 

2. von einer Person oder einer Vereinigung (§ 278b Abs. 3), die eine in 
Ziff. 1 genannte Handlung begeht oder sich an einer solchen Vereini-
gung als Mitglied beteiligt (§ 278b Abs. 2), 

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Sorgfaltspflichtgesetz vom 
11. Dezember 2008 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


